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Vorwort

Seit dem Erscheinen der Vorauflage vor mehr als vier Jahren ist das Vollstreckungs-
recht wieder durch aktuelle Entwicklungen beeinflusst worden. Außerdem prägt die
Rechtsprechung dieses Rechtsgebiet kontinuierlich. Daher ist es wichtig, im Zwangs-
vollstreckungsrecht „auf der Höhe der Zeit“ zu sein. Hierzu will auch die 4. Auflage
dieses Buches einen Beitrag leisten.

Die bisherige Konzeption hat sich bewährt und wurde beibehalten: Das Werk infor-
miert praxisgerecht über aktuelle Entwicklungen und bringt eine Auswahl interessan-
ter Rechtsprechung.

Das erste Kapitel (§ 1) behandelt Grundsatzfragen und aktuelle Entwicklungen des
elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) in der zivilprozessualen Zwangsvollstreckung
und im Gerichtsvollzieherwesen. In den letzten Jahren hat der Gesetzgeber zahlreiche
Rechtsgrundlagen des ERV geschaffen. Diese Regelungen werfen viele Fragen auf,
insbesondere im Vollstreckungsrecht und vor allem beim Gerichtsvollzieher als dem
wichtigsten Vollstreckungsorgan.

§ 2 befasst sich mit den rechtlichen Vorgaben und den Praxiserfahrungen zum For-
mular für den Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher. Dieses Formular der
Gerichtsvollzieherformular-Verordnung (GVFV), das zu einer deutlichen Vereinfa-
chung der Arbeitsabläufe und zu einer Entlastung der Vollstreckungsorgane geführt
hat, steht dabei im Mittelpunkt. In einem Exkurs wird aber auch auf den Änderungs-
bedarf hinsichtlich der Formulare der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung
(ZVFV), die bereits in der Vorauflage ausführlich vorgestellt wurden, eingegangen.

In § 3 wird das „Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 655/2014
sowie zur Änderung sonstiger zivilprozessualer, grundbuchrechtlicher und vermö-
gensrechtlicher Vorschriften und zur Änderung der Justizbeitreibungsordnung
(EuKoPfVODG)“ vom 21.11.2016 (sog. „Reparaturgesetz“ zur Reform der Sachauf-
klärung) dargestellt. Außerdem werden die Tendenzen in der Rechtsprechung hierzu
vorgestellt – jeweils mit Bezug zum Verfahrens- und Kostenrecht.

§ 4 befasst sich ausführlich mit den praxisrelevanten Regelungen der Geschäftsanwei-
sung für Gerichtsvollzieher (GVGA), die für das Verständnis des Verhältnisses zwi-
schen Gerichtsvollzieher und Vollstreckungsparteien von zentraler Bedeutung sind.
Dabei wird auch auf oft wenig bekannte Verordnungen und Gesetze eingegangen.

§ 5 berichtet nach dem Inkrafttreten des EuKoPfVODG über erste Praxiserfahrungen
im Umgang mit dem Europäischen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung im
Ausland.

§ 6 behandelt die durch das EuKoPfVODG vorgenommenen Änderungen im Ge-
richtsvollzieherkostengesetz (GvKostG) – mit besonderem Fokus auf die Gerichtsvoll-
ziehergebühren für den Versuch einer gütlichen Erledigung.

§ 7 stellt das anspruchsvolle Thema des anwendbaren Rechts in der grenzüberschrei-
tenden Zwangsvollstreckung vor.
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Am Ende ist in § 8 eine ausführliche Rechtsprechungsübersicht – anknüpfend an die
Übersicht in der Vorauflage – der von August 2015 bis Mitte Februar 2020 zum
Zwangsvollstreckungsrecht veröffentlichten Entscheidungen (vorrangig) des BGH
enthalten.

Wir hoffen, auch mit dieser 4. Auflage sowohl Richtern, Rechtsanwälten, Rechtspfle-
gern und Gerichtsvollziehern als auch den sonstigen mit der Forderungsdurchsetzung
befassten Kreisen eine kompakte und praxistaugliche Arbeitshilfe an die Hand zu ge-
ben und dadurch wieder zu einem „Update“ im Zwangsvollstreckungsrecht beizutra-
gen.

Für weiterführende Hinweise, Anregungen und Kritik sind wir unseren Lesern schon
jetzt dankbar.

Ein besonderer Dank gilt zum Schluss der Lektorin, Frau Rechtsanwältin Gertrud
Vorbuchner, die durch ihre hilfreichen Anregungen wieder wesentlich zum Gelingen
auch dieser Auflage beigetragen hat. Leider musste Frau Vorbuchner ihre Mitarbeit
an diesem Buch krankheitsbedingt kurz vor seinem Erscheinen aufgeben. Verlag und
Schriftleiter wünschen ihr schnelle Genesung und hoffen auf die zukünftige Fort-
setzung der langjährigen, sehr guten Zusammenarbeit.

 

Wenden, im März 2020 Für die Autoren
 Dr. Mark Seibel
 (Schriftleiter)

Vorwort
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der Rechtspflege (SAR) des Bundesministeriums der Justiz, DRiZ 1990, 121; Suer-
mann, Schöne (?) neue Welt: die elektronische Akte, DRiZ 2001, 291; Stadler, Der
Zivilprozeß und neue Formen der Informationstechnik, ZZP 111 (2002), S. 413;
Steffen, Beschleunigtes-Online-Verfahren, NJW-aktuell 37/2018, 3; Ulrici, Der ver-
einfachte Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher – Ein Testballon im elek-
tronischen Rechtsverkehr, NJW 2017, 1142; Viefhues, Änderungen im Zustellungs-
recht zum 1.7.2002, ZAP 2002, S. 593 ff. (Fach 13, S. 1143 ff.); Viefhues, Elektroni-
scher Rechtsverkehr – rechtliche Aspekte und organisatorische Auswirkungen, CR
2001, 556; Viefhues/Scherf, Die digitale Signatur in der juristischen Praxis, ZAP
2001, S. 1109 ff. (Fach 23, S. 561 ff.); Viefhues/Volensky, Neue Konzepte zur Ge-
richts- und Arbeitsorganisation in Verbindung mit dem Einsatz moderner Informati-
onstechnik in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, DRiZ 1996, 13; Walker, Zur Über-
tragbarkeit der Forderungspfändung auf den Gerichtsvollzieher, DGVZ 2019, 89;
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Wasserl, Das Reparaturgesetz zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstre-
ckung, DGVZ 2016, 139; Wasserl, Die Eintragungsanordnung des Gerichtsvollzie-
hers, DGVZ 2013, 85; Wasserl, § 39 EGZPO – Auftragseingang oder Auftragsertei-
lung – Auswirkung auf die Bearbeitung von Vollstreckungsaufträgen durch den Ge-
richtsvollzieher, DGVZ 2013, 61.

Handbücher/Monographien/Festschriften: Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann,
ZPO, Kommentar, 76. Aufl. 2018; BeckOK ZPO, 26. Ed. (15.9.2017); Fiedler/Haft,
Informationstechnische Unterstützung von Richtern, Staatsanwälten und Rechtspfle-
gern, Köln, 1992; N. Fischer, Prozessrechtswissenschaft und Prozessrechtsgesetzge-
bung, in: FB Rechtswissenschaft der Goethe-Univ. (Hrsg.), 100 Jahre Rechtswissen-
schaft in Frankfurt: Erfahrungen, Herausforderungen, Erwartungen, Frankfurt/M.
2014, S. 453 ff.; N. Fischer, Information Technology on Litigation, in: Peter Gilles/
Thomas Pfeiffer (Hrsg.), Neue Tendenzen im Prozessrecht – New Trends in Procedu-
ral Law, Deutsche Landesberichte und weitere deutsche Beiträge zur VIII. Weltkonfe-
renz für Prozessrecht der IAPL, International Association of Procedural Law, in Sal-
vador/Bahia, Brasilien 2007, Baden-Baden 2008, S. 85 ff.; N. Fischer, Vollstreckungs-
zugriff als Grundrechtseingriff, Frankfurt/M. 2006 (zugl. Habilitation Universität
Frankfurt/M. 2004); N. Fischer, Justiz-Kommunikation, Berlin 2004; N. Fischer, Zi-
vilverfahrens- und Verfassungsrecht, Berlin 2002; Gilles, Zur beginnenden Elektroni-
fizierung von Zivilgerichtsverfahren und ihrer Verrechtlichung in der deutschen Zivil-
prozessordnung durch Sondernormen eines neuen ‚E-Prozessrechtsʻ, in: FS Janos Ne-
meth, 2003, S. 273 ff.; Gilles, Information Technology on Litigation, in: Peter Gilles/
Thomas Pfeiffer (Hrsg.), Neue Tendenzen im Prozessrecht – New Trends in Procedu-
ral Law, Deutsche Landesberichte und weitere deutsche Beiträge zur VIII. Weltkonfe-
renz für Prozessrecht der IAPL, International Association of Procedural Law, in Sal-
vador/Bahia, Brasilien 2007, Baden-Baden 2008, S. 153 ff.; Gilles (Hrsg.), Humane
Justiz, Kronberg 1977; Herberger, Herausforderung Informationsgesellschaft, in:
Gilles (Hrsg.), Prozessrecht an der Jahrtausendwende, Deutsche Landesberichte zur
Weltkonferenz für Prozessrecht in Wien, Österreich, Baden-Baden 1999, S. 91 ff.;
J. Klink, Datenschutz in der elektronischen Justiz, Kassel 2010 (zugl. Dissertation
Univ. Kassel 2010); Kötz/Frühauf, Organisation der Amtsgerichte, Köln 1992;
Thomas/Putzo, ZPO, 38. Aufl. 2017; Wassermann, Der soziale Zivilprozeß, Neuwied
1978.

Reform des Vollstreckungsrechts durch Reformen des Elektronischen
Rechtsverkehrs

Der Ruf nach einem zeitgemäßen Prozess- und Vollstreckungsrecht ist ebenso tradiert
wie zahlreiche Verfahrensordnungen. Dabei ist die „Elektronifizierung“1 der (Zi-
vil-)Justiz und von (zivilgerichtlichen) Verfahren ein mittlerweile gängiges Schlagwort
in der Diskussion um die Modernisierung der Justiz. Im Kontext dieses Beitrags wird

A.

1 Der Begriff „Elektronifizierung“ ist – soweit bekannt – von dem Frankfurter Rechtswissenschaftler Peter Gilles
in die Prozessrechtswissenschaft eingeführt worden („Zur beginnenden Elektronifizierung von Zivilgerichts-
verfahren und ihrer Verrechtlichung in der deutschen Zivilprozessordnung durch Sondernormen eines neuen
‚E-Prozessrechtsʻ“, in: FS Janos Nemeth, 2003, S. 273 ff.).
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damit umfassend der Elektronische Rechtsverkehr (ERV) beschrieben: Darunter fällt
zum einen die elektronische Information und Kommunikation zwischen den Beteilig-
ten gerichtlicher Verfahren, zum anderen (als „E-Justiz“ bzw. „e-justice“) der EDV-
Verkehr innerhalb und mit der Justiz bzw. der Justizverwaltung.2

Bei rein normativer Betrachtung ist evident, dass der Gesetzgeber über mehrere Legis-
laturperioden zahlreiche Rechtsgrundlagen des ERV bei im Übrigen weitgehend un-
veränderten Inhalten der Verfahrensordnungen geschaffen hat. Bereits diese Rechts-
grundlagen des ERV werfen zahlreiche neue Fragen für Rechtswissenschaft und
Rechtspraxis3 auf, und zwar insbesondere auch im Zwangsvollstreckungsrecht und
dort gerade beim Gerichtsvollzieher als dem wichtigsten Vollstreckungsorgan.

Die Fülle von Einzelproblemen in der Rechtsanwendungspraxis verstellt dabei bis-
lang ganz überwiegend den Blick auf den Befund, dass in einer Gesamtschau vorran-
gige Grundsatzfragen der Digitalisierung des (Zivil-)Prozessrechts und der Ziviljustiz-
gerichtsbarkeit kaum einmal einer rechtswissenschaftlichen4 wie rechtspolitischen
Debatte – mit dem Ziel einer Modernisierung der Justiz – zugeführt worden sind.5

Dieses Diskursdefizit in Grundsatzfragen ist durchaus symptomatisch nicht nur für
diesen Bereich des Justizrechts und der Justizorganisation. Das „Justizrecht“ als
Grundlagenfach behandelt allgemeine Fragen und Probleme des Verfahrensrechts in
allen Gerichtsbarkeiten, der Justizorganisation, der „Justizkommunikation“ sowie
des Juristenausbildungs- und Juristenberufsrechts sowie der Justizrechtsvergleichung.

Im Folgenden wird nach einem Überblick zu den verschiedenen „Reformwellen“ bei
Einführung des ERV in der Ziviljustiz samt ihrer grundsätzlichen Bewertung (s. Ab-
schnitt B.) die praktische Handhabung der ERV-Normen in der Praxis der zivilpro-
zessualen Zwangsvollstreckung – und dort insbesondere für Parteien und für die Ge-
richtsvollzieher – erörtert (s. Abschnitt C.). Eingang haben hierbei insbesondere die
zwischenzeitlich gewonnenen Erkenntnisse aus der Gerichtsvollzieherpraxis gefun-
den, so dass der Schwerpunkt auf den aktuellen Anwendungsproblemen und Zwei-
felsfragen liegt. Diese Betrachtung der „Zeit- und Streitfragen“ der „Elektronifizie-
rung“ des Vollstreckungsrechts aus der Perspektive von Rechtspraxis und -wissen-
schaft mündet in ein zusammenfassendes Fazit zur Handhabung der ERV-Normen in
der Vollstreckungspraxis (s. Abschnitt D.). Der Frage der Bedeutung des ERV für die
Weiterentwicklung des (Zivil-)Verfahrensrechts soll dabei (in allen Abschnitten des
Beitrags) nachgegangen werden.

2 Vgl. auch Kesper/Ory NJW 2017, 2709 (2709); s. grundlegend bereits N. Fischer, Justiz-Kommunikation,
2004, S. 5 ff. mwN.

3 Siehe dazu krit. Mroß DGVZ 2018, 1 ff. mwN (zu „ungelösten Problemen“ des ERV für den Gerichtsvollzie-
her).

4 Hierbei spielt auch eine Rolle, dass die wissenschaftliche Befassung mit dem „Justizwesen“ in Deutschland,
auch im europäischen Vergleich, an Juristischen Fakultäten relativ selten erfolgt. Vgl. auch N. Fischer ZZP
119 (2006), S. 39 (52 f.) mwN.

5 Dieses „Diskursdefizit in Grundsatzfragen“ ist in der Prozessrechtswissenschaft bisher nur vereinzelt beklagt
und angegangen worden, vgl. dazu etwa Gilles, FS Janos Nemeth, 2003, S. 273 ff.; N. Fischer, Justiz-Kom-
munikation, 2004, S. 5 ff.; ders. KritJ 2005, 152 ff.; s. aber Paulus/Matzke CR 2017, 769 ff.; jew. mwN.
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Überblick zur Entwicklung und zu Grundsatzfragen des ERV im
Zivilprozessrecht

Aufgrund der Komplexität der diversen ERV-Normen, die durch verschiedene Ver-
fahrensgesetze (zudem in unterschiedlichen Umsetzungszeiträumen) nicht nur einge-
führt, sondern auch weiterentwickelt worden sind, ist für ein besseres Verständnis
der aktuellen Fragen des ERV in der Vollstreckungspraxis zunächst auf den Inhalt
und Verlauf der ERV-Entwicklung (I.; → Rn. 6 ff.) einzugehen, soweit diese das Zivil-
verfahrensrecht und Ziviljustizsystem betrifft. In einem zweiten Schritt soll die grund-
sätzliche Kritik an dieser Entwicklung zumindest skizziert werden (II.; → Rn. 35 ff.),
bevor auf zahlreiche Einzelfragen der Vollstreckungspraxis (Abschnitt C.) eingegan-
gen wird.

Befund: Normierung des ERV durch zahlreiche Verfahrensrechtsreformen
Die ersten Reformschritte des ERV wurden mit dem „Formvorschriftenanpassungs-
gesetz“ (→ Rn. 7 f.), dem „Zustellungsreformgesetz“ sowie dem „ZPO-Reformge-
setz“ (→ Rn. 9 f.) sowie dem „Justizkommunikationsgesetz“ (→ Rn. 11 ff.) verwirk-
licht,6 bevor das „Gesetz zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstre-
ckung“ zu weiteren ERV-Normen geführt hat (→ Rn. 24 f.). Die jüngsten größeren
ERV-Reformschritte des Verfahrensgesetzgebers sind erst mit Wirkung zum 1.1.2018
(dazu → Rn. 26 ff. und 29 ff.) realisiert worden.7

Formvorschriften und „elektronische Dokumente“ im Zivilprozess
Das „Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vor-
schriften an den modernen Rechtsgeschäftsverkehr“ vom 13.7.20018 (kurz: Formvor-
schriftenanpassungsgesetz – FormVorAnpG), in Kraft getreten am 1.8.2001, hat die
ersten normativen Grundlagen für die Einreichung sog elektronischer Schriftsätze bei
Gericht (vgl. §§ 130, 130 a, 133 ZPO) etabliert.9 Dabei hat das FormVorAnpG mit
den seinerzeit neu eingeführten Regelungen des § 299 Abs. 3 ZPO und § 299 a ZPO
erste Ansätze für die Möglichkeit der elektronischen Aktenführung bei Gericht ge-
schaffen.10 Die zentrale zivilverfahrensrechtliche Relevanz dieser Novelle folgt aus
der damals neugeschaffenen Regelung des § 130 a ZPO, die die Einreichung vorberei-
tender Schriftsätze (§§ 129, 130 ZPO) als „elektronisches Dokument“ überhaupt erst
ermöglicht hat.11 Die sog Öffnungsklausel gem. § 130 a Abs. 2 ZPO (in ihrer damali-

B.

I.

1.

6 Siehe dazu N. Fischer, Justiz-Kommunikation, 2004, S. 5 ff. mwN; zur ERV-Entwicklung s. auch Bernhardt
NJW 2015, 2775 ff. mwN.

7 Vgl. zum Überblick bereits und mwN N. Fischer ZAP 2019, S. 147 ff. (Fach 13, S. 2219 ff.).
8 Das Gesetz zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer Vorschriften an den moder-

nen Rechtsgeschäftsverkehr v. 13.7.2001 (BGBl. I. 1542) dient zugleich der Umsetzung von Art. 9 der EG-
Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr v. 8.6.2000 (RL 2000/31/EG) (ABl. L 178, S. 1).

9 Siehe Hähnchen NJW 2001, 2831 ff. mwN; zur Änderung von Formvorschriften des BGB durch das Form-
VorAnpG und insbesondere zur elektronischen Form gem. § 126 a BGB s. Krüger/Bütter MDR 2003, 181
(181) mwN; Schmidl CR 2002, 508 ff.

10 Der mittlerweile wieder weggefallene § 292 a ZPO (aF) etablierte erstmals eine Anscheinsbeweisregelung da-
hin gehend, dass eine Willenserklärung, die in der Form des § 126 a BGB vorliegt, mit dem Willen des jewei-
ligen Inhabers des Signaturschlüssels abgegeben wurde, s. dazu Hoffmann NJW 2003, 2576 (2577).

11 Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass durch die Einführung des § 130 Nr. 6 ZPO der Einsatz sog Compu-
terfaxe (mit eingescannter Unterschrift) auf eine rechtliche Grundlage gestellt geworden ist; vgl. zur Ent-
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gen Fassung) ermöglichte, dass Bundesregierung und Landesregierungen durch
Rechtsverordnung (ua) den Zeitpunkt bestimmen konnten, von dem an elektronische
Dokumente bei den Gerichten eingereicht werden können.

Ebenfalls im Jahr 2001 ist der ERV dann für den BGH durch die (erst mit Wirkung
zum 1.9.2007 aufgehobene) „Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr
beim Bundesgerichtshof“ vom 26.11.200112 (s. nunmehr die „Verordnung über den
elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesgerichtshof und Bundespatentgericht
(BGH/BPatGERVV)“ vom 24.8.200713 sowie die „Verordnung über die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere
elektronische Behördenpostfach [Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV]
vom 24.11.201714) eröffnet worden.

Elektronische Zustellungen sowie kleine Rolle der „Großen ZPO-Reform“
Einen weiteren ERV-Reformschritt stellt das „Gesetz zur Reform des Verfahrens bei
Zustellungen im gerichtlichen Verfahren (Zustellungsreformgesetz – ZustRG)“ vom
25.6.200115 dar, das zum 1.7.2002 in Kraft getreten ist: Das ZustRG hat nicht nur
ein einheitliches Zustellungsrecht etabliert, sondern auch die Möglichkeit eröffnet,
elektronische Dokumente seitens der Gerichte an Verfahrensbeteiligte zuzustellen,
s. § 174 Abs. 1, 3 ZPO.16 Der Zustellungsnachweis findet sich in § 174 Abs. 4 ZPO,
die „elektronische Zustellung“ des § 174 Abs. 3 ZPO wird dabei durch ein elektroni-
sches Empfangsbekenntnis nachgewiesen, § 174 Abs. 4 S. 3 ZPO. Diese Möglichkei-
ten sind nicht auf den Zivilprozess beschränkt, sondern sind seinerzeit auch für die
Arbeits-, Sozial-, Finanz- und Verwaltungsgerichtsbarkeit eröffnet worden (s. § 50
Abs. 2 ArbGG, § 77 Abs. 2 FGO sowie § 108 a SGG aF und § 86 a VwGO aF).17

Noch nicht etabliert war seinerzeit der binnenjustizielle ERV, da das dafür notwendi-
ge normative „Zwischenstück“ gefehlt hat. Dieses wurde jedoch nicht – wie zu er-
warten – bereits mit dem kurze Zeit später verabschiedeten ZPO-Reformgesetz vom
27.7.200118 etabliert, so dass die „Große ZPO-Reform“ zum 1.1.2002 lediglich eine
„Nebenrolle“ in der ERV-Entwicklung eingenommen hat. Das ZPO-Reformgesetz
hat im Wesentlichen nur zum Einzug der Videotechnik in den Gerichtssaal gem.
§ 128 a ZPO geführt. Dieser kommt jedoch in der (zivil-)gerichtlichen Praxis des
ERV keine größere Bedeutung zu, was dem (aus prozessrechtsdogmatischer Sicht)
wenig gelungenen Wortlaut sowie der Kritik aus der Praxis geschuldet sein mag.19

2.

wicklung der diesbzgl. Judikatur nur GmS-OGB, Beschl. v. 5.4.2000 – GmS-OGB 1/98, NJW 2000, 2340 f.;
sa Düwell NJW 2000, 3334 f.; Schwachheim NJW 1999, 621 ff.

12 Elektronische Rechtsverkehrsverordnung (ERVVOBGH) v. 26.11.2001 (BGBl. I 3225), in Kraft getreten am
30.11.2001. Vgl. zum Überblick mwN N. Fischer ZAP 2019, S. 147 ff. (Fach 13, S. 2219 ff.).

13 BGH/BPatGERVV v. 24.8.2007 (BGBl. I 2130), in Kraft getreten am 1.9.2007.
14 ERRV v. 24.11.2017 (BGBl. I 3803), geändert durch Art. 1 der Verordnung v. 9.2.2018 (BGBl. I 200).
15 BGBl. I S. 1206.
16 Siehe zur damaligen Gesetzesfassung Krüger/Bütter MDR 2003, 181 (182); Viefhues ZAP 2002, S. 593 ff.

(Fach 13, S. 1143 ff.); jew. mwN.
17 Dazu Viefhues/Scherf ZAP 2001, S. 1109 ff., 1109 (Fach 23, S. 561 ff., 561).
18 Gesetz zur Reform des Zivilprozesses (Zivilprozessreformgesetz – ZPO-RG) v. 27.7.2001 (BGBl. I 1887).
19 Dies gilt ungeachtet der normativen Erleichterung der Anwendbarkeit des § 128 a ZPO („Verhandlung im

Wege der Bild- und Tonübertragung“); vgl. zum Wegfall des Erfordernisses des Einverständnisses der Partei-
en zum 1.11.2013 das „Gesetz zur Intensivierung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in gerichtlichen
und staatsanwaltschaftlichen Verfahren“ v. 25.4.2013 (BGBl. I 935); s. auch Baumbach/Lauterbach/Albers/
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Damit ist der Einsatz von Videotechnik jedenfalls in Zivilverfahren noch eine seltene
Ausnahme und dies ganz im Gegensatz zur anwaltlichen Praxis außergerichtlicher
Verhandlungen (insbesondere bei grenzüberschreitenden Verträgen oder im M & A-
Geschäft).20

„Justizkommunikation“ als binnenjustizieller ERV
Justizkommunikationsgesetz und Justizaktenaufbewahrungsgesetz

Die nötigen Voraussetzungen für den binnenjustiziellen ERV nach den vorangegange-
nen normativen Regelungen der „Ein- und Ausgangsseite“ des ERV hat dann das
„Gesetz über die Verwendung elektronischer Kommunikationsformen in der Justiz
(Justizkommunikationsgesetz – JKomG) vom 22.3.200521 geschaffen, das zahlreiche
neue „Elektronifizierungsnormen“ in die ZPO, etwa in §§ 130 b, 298, 298 a, 371 a,
416 a ZPO, eingeführt hat.22 Schließlich sollte mit dem „Gerichtsaktenaufbewah-
rungsgesetz (GAAG)“ (gem. Art. 11 JustizKomG-RegE) die Aufbewahrung von Ge-
richtsakten in der Justiz nach Beendigung des gerichtlichen Verfahrens auf eine ge-
setzliche Grundlage gestellt werden, was zuvor auch die Datenschutzbeauftragten des
Bundes und der Länder gefordert hatten. Realisiert wurde im Zuge des JKomG (s.
dessen Art. 11) dann das „Gesetz zur Aufbewahrung und Speicherung von Akten der
Gerichte und Staatsanwaltschaften nach Beendigung des Verfahrens (Justizaktenauf-
bewahrungsgesetz – JAktAG)“ vom 22.3.2005.23

Gerichtliches elektronisches Dokument
Das Kernstück der ERV-Neuerungen des JKomG ist der § 130 b ZPO („Gerichtliches
elektronisches Dokument“), soweit damit das – bislang fehlende – „Bindeglied“ zwi-
schen den zuvor geschaffenen ERV-Regelungen geschaffen worden ist: § 130 b ZPO
hat die Möglichkeit eröffnet, gerichtliche Dokumente, die der Schriftform bedürfen
(s. §§ 164, 160 a ZPO), als elektronische Dokumente aufzuzeichnen.24 § 130 b S. 1
ZPO adressiert dabei neben dem Richter, dem Rechtspfleger und dem Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle auch den Gerichtsvollzieher als Ersteller eines „gerichtlichen
elektronischen Dokuments“ im Sinne dieser Norm, wobei auch hier die qualifizierte
elektronische Signatur letztlich das Substitut für die „handschriftliche Unterzeich-
nung“ nach den Vorgaben der ZPO darstellt.25 Die Frage, wann und unter welchen
Voraussetzungen dies technisch wie rechtlich zulässig ist, richtet sich nach § 130 a

3.
a)

b)

Hartmann/Hartmann, 76. Aufl., ZPO § 128 a Rn. 4 mwN; zur Kritik aus der Prozessrechtspraxis vgl. etwa
Edinger DRiZ 1996, 290; s. auch Borchert CR 2002, 854 ff.; und aus der Rechtswissenschaft insbesondere
von Gilles, in: Gilles/Pfeiffer (Hrsg.), Neue Tendenzen im Prozessrecht, 2008, S. 153 (169) (= 2. Dt. Landes-
bericht zum Generalthema „Information Technology on Litigation“ zur VIII. Weltkonferenz für Prozess-
recht der IAPL (International Association of Procedural Law) in Salvador de Bahia/Brasilien im Jahr 2007);
s. auch N. Fischer, Justiz-Kommunikation, 2004, S. 19 f. mwN.

20 Zur „Sitzung per Videochat“ vgl. Köbler NJW-aktuell 34/2018, 17.
21 BGBl. I 837, 2022 (Berichtigung v. 4.7.2005, BGBl. I 2022 b).
22 Siehe zu den Materialien des JKomG insbesondere BR-Drs. 609/04 und BT-Drs. 15/4067 zu den Gesetzes-

entwürfen sowie BT-Drs. 15/4952 zu Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses; für eine erste
Kritik des damaligen RegE vgl. hier nur N. Fischer, Justiz-Kommunikation, 2004, S. 7 ff. mwN.

23 BGBl. I 837, 852, geändert durch Art. 4 des Gesetzes v. 5.7.2017 (BGBl. I 2208).
24 Siehe dazu nur Dreßel/Viefhues K&R 2003, 434 (434).
25 Vgl. dazu etwa Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann/Hartmann, 76. Aufl., ZPO § 130 b Rn. 1 ff. mwN.
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ZPO und folglich nach den Rechtsverordnungen des Bundes (→ Rn. 8) und der Län-
der für ihre jeweiligen Gerichte.26

Nach § 130 a Abs. 6 S. 1 ZPO (nach Inkrafttreten des JKomG zunächst geregelt in
§ 130 a Abs. 1 S. 3 ZPO aF) ist der Absender eines elektronischen Dokuments früh-
zeitig darüber zu unterrichten, wenn dieses nicht zur gerichtlichen Bearbeitung geeig-
net ist. Dies ist auch sachlich gerechtfertigt, da der Absender das Risiko einer fehlge-
schlagenen Dokumentenübermittlung trägt. Die „unverzügliche Mitteilung“ soll die
Möglichkeit eröffnen, entweder das Dokument nochmals zu übermitteln oder die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen (§ 233 ZPO).

Weiterhin hat das JKomG durch eine Ergänzung bei § 133 ZPO klargestellt, dass eine
Partei, die einen Schriftsatz als elektronisches Dokument nach § 130 a ZPO übermit-
telt, nicht verpflichtet ist, die für die Zustellung notwendige Zahl von Abschriften in
Papierform einzureichen (s. § 133 Abs. 1 S. 2 ZPO).27

Elektronische Aktenführung
Zentrales Anliegen des JKomG ist weiterhin das „effiziente elektronische Arbeiten“
in Gestalt der Ermöglichung der „elektronischen Aktenführung“.28 Dies bedingt die
Notwendigkeit, Normen zu schaffen, die das Führen einer E-Akte und gleichzeitig
den Transfer von Papierform in elektronische Form und umgekehrt ermöglichen.
§ 298 ZPO („Aktenausdruck“) erlaubt dabei den „binnenjustiziellen Medientrans-
fer“ von bei Gericht eingegangenen (§ 130 a ZPO) oder gerichtlich erstellten (§ 130 b
ZPO) elektronischen Dokumenten.

Praktisch bedeutsam sind dabei auch die Delegationsermächtigungen für die Zulas-
sung der elektronischen Aktenführung gem. § 298 a Abs. 1 S. 2–4 ZPO. Damit hängt
die zentrale Frage, in welchen Verfahren und bei welchen Gerichten eine elektroni-
sche Aktenführung tatsächlich eröffnet wird, von der Exekutive in Bund und Län-
dern ab. Die damalige Prognose, dass es angesichts angespannter Landeshaushalte
und schmaler Justizbudgets noch „längere Zeit“ dauern wird, bis die technischen
Voraussetzungen für „elektronische Verfahren“ in der Justiz überhaupt geschaffen
sind, hat sich damit jedenfalls bis weit in das Jahr 2019 hinein bewahrheitet.29 Zu
erwarten ist, dass auf kaum absehbare Zeit sowohl im herkömmlichen als auch im
elektronischen Verfahren gearbeitet werden wird – vgl. § 298 Abs. 1 S. 1 ZPO (Aus-
druck von elektronischen Dokumenten bei Papieraktenführung). Dies verdient insbe-
sondere deswegen kritische Beachtung, weil gerade bei amtsgerichtlichen Verfahren
(§§ 495 ff. ZPO) der Eingang von Papierdokumenten – und damit die Notwendigkeit

c)

26 So Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann/Hartmann, 76. Aufl., ZPO § 130 b Rn. 1.
27 Das bedeutet: Sofern die gegnerische Partei in einem Zivilprozess nicht am ERV teilnehmen sollte, hat die

Geschäftsstelle des Gerichts dafür Sorge zu tragen, dass das eingereichte elektronische Dokument ausge-
druckt und dem Prozessgegner in der gesetzlich vorgeschriebenen Form übermittelt wird. Die Beseitigung
der Verpflichtung, die für die Zustellung notwendige Zahl an Abschriften bei elektronischer Übermittlung
beizufügen, hat die frühere Auslagenvergütung gemäß GKG entfallen lassen. Zum „Gericht als Drucker-
straße der Anwaltschaft“ vgl. Viefhues CR 2001, 556 (557 f.).

28 Siehe etwa Krüger/Bütter MDR 2003, 181 (183); sa Viefhues/Scherf ZAP 2001, S. 1109 ff. (Fach 23,
S. 561 ff.); zur „elektronischen Akte“ s. Suermann DRiZ 2001, 291 ff. mwN; Bender/Schwarz CR 1994,
372 ff.; Hauf/Bender DRiZ 1995, 293 (295).

29 So etwa Viefhues/Scherf ZAP 2001, S. 1109, 1112 (Fach 23, S. 561, 564); sa N. Fischer ZAP 2019, S. 147,
151 (Fach 13, S. 2219, 2223).
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